
Kreisverband XXX
Name, Funktion
Email

Telefon 
Ort, Datum
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, KV ORT
Adresse, StraSSe
ADRESSAT
Antrag auf Einführung einer Baumschutzverordnung
Sehr geehrte/ Sehr geehrter,

wir stellen den Antrag, der Stadtrat möge entscheiden, dass in unserer Stadt/Gemeinde eine Baumschutzverordnung (z. B. nach Münchner Vorbild) beschlossen wird.

Begründung:

In unserer Innenstadt und den Stadtteilen ist immer weniger Natur zu finden. Je weniger Grün es in den Städten gibt, desto schlechter wird die Lebensqualität - gerade im Sommer. Der Schutz der vorhandenen Grünanlagen, Grünflächen und den alten Baumbeständen spielt daher eine wichtige Rolle in der Kommunalpolitik. Wir sollten uns daher bezüglich der Entwicklung der Natur in unserer Stadt engagieren. 

Eine Baumschutzverordnung ist notwendig, um alte und über viele Jahrzehnte gewachsene Baumbestände besser zu schützen. Die Bäume geben ein angenehmes Stadtbild und sorgen für eine kühlere Atmosphäre im Sommer. Ohne ausreichende Grünflächen heizt die Innenstadt auf und belastet dadurch Bewohnerinnen und Bewohner.
(Ist-Zustand)
Momentan können Bäume grundsätzlich und ohne notwendigen Grund abgeholzt werden. Damit wären vom Abholzen auch alte Baumbeständen betroffen, welche seit Jahrzehnten das Stadt-/Gemeindebild prägen. Der Stadtrat/Gemeinderat hat ohne eine Baumschutzverordnung keine ausreichenden Einflussmöglichkeiten bei der Gestaltung mitzuwirken. Durch das Abholzen wird auch das seit Jahrzehnten entwickelte Stadt-/Gemeindebild grundlegend verändert.

Momentan kann jeder die gepflanzten Bäume fällen, ohne dass hier eine Notwendigkeit (Baum als Gefahrenquelle, Fäulnis etc.) bestehen würde. Da das Fällen von alten Baumbeständen gleichzeitig das Stadtbild stark verändert, sollten vor allem Bäume ab einem Umfang von 80 cm geschützt werden.
(Soll-Zustand)
Aus diesen Gründen brauchen wir eine Baumschutzverordnung, die einfach und unkompliziert das Fällen von alten Baumbeständen regelt. Die Baumschutzverordnung soll nicht dazu führen, dass Bäume vorher abgeholzt werden oder es zu einem Stillstand der Bepflanzungen kommt. Die Baumschutzverordnung muss flexibel geplant werden. Kranke Bäume sowie Gefahrenquellen (z. B. durch Sturmschäden) sind weiterhin nach Rücksprache mit der Stadt-/Gemeindeverwaltung möglich. Sollte aufgrund baulicher Maßnahmen das Fällen von Bäumen notwendig werden, so ist dies möglich, wenn ausreichende Ersatzpflanzungen vorgenommen werden. Durch die Ersatzpflanzungen wird die durch das Fällen verloren gegangene Natur aufgewogen.
Wir beantragen daher, dass die Stadt-/Gemeindeverwaltung eine vernünftige Baumschutzverordnung unter Einbezug des Stadtrates/Gemeinderates plant. Dafür haben wir im Anhang einige Beispiele, die für die Erstellung verwendet werden können.


